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(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann ferner für eine 
bestimmte Ausbildungsstätte das Einstellen und Ausbilden untersa­
gen, wenn die Voraussetzungen nach § 22 nicht oder nicht mehr 
vorliegen.

(3) Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die zuständige 
Stelle zu hören. Dies gilt nicht im Falle des § 20 Abs. 2 Nr. 1.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  
Anerkennung von Ausbildungsberufen,

Änderung der Ausbildungszeit

§25
Ausbildungsordnung

(1) Als Grundlage für eine geordnete und einheitliche Berufsausbil­
dung sowie zu ihrer Anpassung an die technischen, wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Erfordernisse und deren Entwicklung kann der 
Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige Fachminister 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung und Wissen­
schaft durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, Ausbildungsberufe staatlich anerkennen, die 
Anerkennung aufheben und für die Ausbildungsberufe Ausbildungs­
ordnungen erlassen.

(2) Die Ausbildungsordnung hat mindestens festzulegen
1. die Bezeichnung des Ausbildungsberufes,
2. die Ausbildungsdauer; sie soll nicht mehr als drei und nicht 

weniger als zwei Jahre betragen,
3. die Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand der Berufsaus­

bildung sind (Ausbildungsberufsbild),
4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der 

Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbildungsrahmenplan),
5. die Prüfungsanforderungen.

In der Ausbildungsordnung kann vorgesehen werden, daß berufliche 
Bildung durch Fernunterricht vermittelt wird. Dabei kann bestimmt 
werden, daß nur solche Fernlehrgänge verwendet werden dürfen, die 
nach § 12 Abs. 1 des Fernunterrichtsschutzgesetzes vom 24. August 
1976 (BGBl. I, S. 2525) zugelassen oder nach §15 Abs. 1 des 
Fernunterrichtsschutzgesetzes als geeignet anerkannt worden sind.

(3) Wird die Anerkennung eines Ausbildungsberufes aufgehoben 
und das Berüfsausbildungsverhältnis nicht gekündigt (§ 15 Abs. 2 
Nr. 2), so gelten für die weitere Berufsausbildung die bisherigen 
Vorschriften.

§26
Stufenausbildung

(1) Die Ausbildungsordnung kann sachlich und zeitlich besonders 
geordnete, aufeinander aufbauende Stufen der Berufsausbildung 
festlegen. Nach den einzelnen Stufen soll sowohl ein Ausbildungsab­
schluß, der zu einer Berufstätigkeit befähigt, die dem erreichten 
Ausbildungsstand entspricht, als auch die Fortsetzung der Berufsaus­
bildung in weiteren Stufen möglich sein.

(2) ln einer ersten Stufe beruflicher Grundbildung sollen als breite 
Grundlage für die weiterführende berufliche Fachbildung und als 
Vorbereitung auf eine vielseitige berufliche Tätigkeit Grundfertigkei­
ten und Grundkenntnisse vermittelt sowie Verhaltensweisen geweckt 
werden, die einem möglichst großen Bereich von Tätigkeiten gemein­
sam sind.

(3) In einer darauf aufbauenden Stufe allgemeiner beruflicher 
Fachbildung soll die Berufsausbildung für möglichst mehrere Fach­
richtungen gemeinsam fortgeführt werden. Dabei ist besonders das 
fachliche Verständnis zu vertiefen und die Fähigkeit des Auszubilden­
den zu fördern, sich schnell in neue Aufgaben und Tätigkeiten 
einzuarbeiten.

(4) In weiteren Stufen der besonderen beruflichen Fachbildung 
sollen die zur Ausübung einer qualifizierten Berufstätigkeit erforderli­
chen praktischen und theoretischen Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermittelt werden.

(5) Die Ausbildungsordnung kann bestimmen, daß bei Prüfungen, 
die vor Abschluß einzelner Stufen abgenommen werden, die Vor­
schriften über die Abschlußprüfung entsprechend gelten.

(6) In den Fällen des Absatzes 1 kann die Ausbildungsdauer (§ 25 
Abs. 2 Nr. 2) unterschritten werden.

§27
Berufsausbildung außerhalb der Ausbildungsstätte

Die Ausbildungsordnung kann festlegen, daß die Berufsausbildung 
in geeigneten Einrichtungen außerhalb der Ausbildungsstätte durch­
geführt wird, wenn und soweit es die Berufsausbildung erfordert.

§28
Ausschließlichkeitsgrundsatz

(1) Für einen anerkannten Ausbildungsberuf darf nur nach der 
Ausbildungsordnung ausgebildet werden.

(2) In anderen als anerkannten Ausbildungsberufen dürfen Jugend­
liche unter achtzehn Jahren nicht ausgebildet werden, soweit die 
Berufsausbildung nicht auf den Besuch weiterführender Bildungsgän­
ge vorbereitet

(3) Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbildungsformen und 
Ausbildungsberufe kann der Bundesminister für Wirtschaft oder der 
sonst zuständige Fachminister im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Bildung und Wissenschaft nach Anhören des Bundesaus­
schusses für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnahmen zulassen, die auch 
auf eine bestimmte Art und Zahl von Ausbildungsstätten beschränkt 
werden können.

§29

Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft oder der sonst zuständige 
Fachminister kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft nach Anhören des Bundesausschusses für 
Berufsbildung durch Rechtsverordnung bestimmen, daß der Besuch 
einer berufsbildenden Schule oder die Berufsausbildung in einer 
sonstigen Einrichtung ganz oder teilweise auf die Ausbildungszeit 
anzurechnen ist.

(2) Die zuständige Stelle hat auf Antrag die Ausbildungszeit zu 
kürzen, wenn zu erwarten ist, daß der Auszubildende das Ausbil­
dungsziel in der gekürzten Zeit erreicht.

(3) In Ausnahmefälien kann die zuständige Stelle auf Antrag des 
Auszubildenden die Ausbildungszeit verlängern, wenn die Verlänge­
rung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen.

(4) Vor der Entscheidung nach den Absätzen 2 und 3 sind die 
Beteiligten zu höhen.

§30

(aufgehoben)

D r i t t e r  A b s c h n i t t  
Verzeichnis der Beruf sausbildungs Verhältnisse

§31
Einrichten, Führen

Die zuständige Stelle hat für anerkannte Ausbildungsberufe ein 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse einzurichten und zu 
führen, in das der wesentliche Inhalt des Berufsausbildungsvertrages 
einzutragen ist. Die Eintragung ist für den Auszubildenden gebühren­
frei.


